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__________________________________ 
*Dies gilt nur für die Länder Berlin, Brandenburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Saarland. 

SpaltenNr./

CodeNr. 

Pflichtfeld Anzahl 

Stellen/Felder

Feldinhalt

A. Satzart  8 1 09-10 ja 2 81

B. Schlüsselzahl des Gerichts     11-14 1. u. 2. Stelle ja 2 10-99

3. u. 4. Stelle ja 2 00-90

C. Schlüsselzahl der Erhebungseinheit     15-19 ja 5 10001-49999

D. laufende Nummer des Datensatzes       20-24 ja 5 00001-99999

E. Geschäftsnummer (fortlaufende Nummer und Jahr)         001 1. b. 6. Stelle ja 6 Az. 

7. u. 8. Stelle ja 2 Jahr

F. Tag des Eingangs der Sache         002 Tag ja 2 01-31

Monat ja 2 01-12

Jahr ja 4 Jahr

G. Gegenstand des Verfahrens  

a) Bestandsstreitigkeiten nach § 61a ArbGG 003 a, b, c, d

1. Kündigungen  1 von allen 1 1

2. Sonstige Bestandsstreitigkeiten  2

b) Zahlungsklagen  004 a, b, c, d 1 3

c) Tarifliche Eingruppierung  005 a, b, c, d 1 4

d) Sonstiges 006 a, b, c, d 1 5

 

H. Rügeverfahren nach § 78a ArbGG/abgetrenntes Verfahren 007 1 von allen 1

1. ja  1

2. nein  2

J. Abgabe innerhalb des Gerichts   013 nein 1 besetzt/frei

   

K. Es ist vorausgegangen 014 1 von allen 1

 1. Mahnverfahren mit Vollstreckungsbescheid 1

 2. Mahnverfahren ohne Vollstreckungsbescheid   2

3. kein Mahnverfahren 3

   

L. Art des Verfahrens 017 1 von allen 1

 1. Klageverfahren  1

2. Verfahren über Arrest oder einstweilige Verfügung 2

3. 4

 4.  3

M. Verfahren unter Beteiligung des öffentlichen Dienstes 018 1 von allen 1

1. ja  1

2. nein  2

   

N. Die Klage oder der Antrag ist eingereicht worden durch 019 1 von allen 1

 1.   1

 2.   2

 3. Land nach § 25 HAG   3

4. Gemeinsame Einrichtung der Tarifvertragsparteien*  4

Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe 

für ein Verfahren nach Nummer 1, 2 oder 3

Die folgenden Abschnitte sind alle kein Pflichtfeld, wenn 

Abschnitt J besetzt ist

Verfahrenserhebung

für Urteilsverfahren vor dem Arbeitsgericht einschließlich der Verfahren zur 

Gewährung von einstweiligem Rechtsschutz

Arbeitnehmer, Gewerkschaften, Zusammenschlüsse 

von Gewerkschaften

Arbeitgeber, Arbeitgeberverbände, Vereinigungen von 

Arbeitgeberverbänden

Verfahren über vorläufige Kontenpfändung  

nach der VO (EU) Nummer 655/2014
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O. Vertretung

 1. Es sind vertreten gewesen durch

 a) Rechtsanwalt    035 / 039 1a, 1b, 1c 

o. 2

1 / 1 1

 b) Vertreter von Gewerkschaften oder von Zusammen- 

schlüssen solcher Verbände sowie Vertreter von 

selbstständigen Arbeitnehmervereinigungen 

    036 / 040 1a, 1b, 1c 

o. 2

1 / 1 1

c) Vertreter von Arbeitergebervereinigungen oder von 

Zusammenschlüssen solcher Verbände

037 / 041 1a, 1b, 1c 

o. 2

1 / 1 1

 2.     038 / 042 1a, 1b, 1c 

o. 2

1 / 1 1

P. Prozesskostenhilfe 

 1. bewilligt 043 / 044 1 von allen 1 / 1

 1.1. mit Ratenzahlung      1

 1.2. ohne Ratenzahlung      2

2. abgelehnt   3

 3. nicht beantragt/keine Entscheidung ergangen      4

Q. Das Verfahren ist erledigt worden durch 046 1 von allen 1

 1. streitiges Urteil (einschließlich Vorbehaltsurteil)   1

 2. gerichtlichen Vergleich   2

 3. Versäumnis-, Anerkenntnis-, Verzichtsurteil   3

 4. Beschluss über Arrest oder einstweilige Verfügung    4

 5. Beschluss nach § 91a ZPO    5

6. 8

7. Rücknahme der Klage oder des Antrags 6

 8. sonstige Erledigungsart    7

QA. 051  1 von allen 1

1. ja  1

2.  2

R. Tag der Erledigung der Sache         048 Tag ja 2 01-31

 Monat ja 2 01-12

Jahr ja 4 Jahr

S. Verweisung vor den Güterichter 050 1 von allen 1

1. Die Parteien haben den Konflikt vor dem Güterichter

1.1 vollständig beigelegt  1

1.2 teilweise beigelegt  2

1.3 nicht beigelegt  3

2. Eine Verweisung vor den Güterichter hat nicht stattgefunden  4

getrennt nach Kläger, Antragsteller / Beklagter, Antragsgegner

Es sind nicht durch einen Bevollmächtigten 

nach O.1 vertreten gewesen

getrennt nach Kläger, Antragsteller / Beklagter, Antragsgegner

Kläger/

Antragsteller

Beklagter/

Antragsgegner

nein

Einzelangabe zum Beschluss zur vorläufigen Kontenpfändung (Q.6)

Rechtsbehelf des Schuldners gegen einen Beschluss zur vorläufigen              

Kontenpfändung nach Artikel 33  der VO (EU) Nummer 655/2014                                    

(§ 954 Absatz 1 ZPO) eingelegt

Kläger/

Antragsteller

Beklagter/

Antragsgegner

Beschluss zur vorläufigen Kontenpfändung 

nach der VO (EU) Nummer 655/2014

 


